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Hans Pohle
Bericht aus der Arbeitsgruppe 2
Die Arbeitsgruppe diskutierte unter der Moderation von Verbandsdirektor i.R. Dr. Gottfried
Schmitz, Mainz, die Möglichkeiten und Grenzen der Raumordnung, vorhandene und dro-
hende Risiken von technischen Anlagen zu begrenzen. Schmitz stellte einführend fest, dass
sowohl die generelle als auch die explizite Vorsorge gegenüber Risiken im Bereich von
technischer Infrastruktur und betrieblichen Großanlagen in den Planungskonzepten auf der
Ebene von Ländern und Regionen nicht sonderlich ausgeprägt sei. Daher müsse vorrangig
geklärt werden,
■ welche Technikrisiken mit welchen räumlichen Dimensionen einzubeziehen seien,
■ welche Informationsmöglichkeiten und -notwendigkeiten zu sehen sind und
■ wie Raumordnung zukunftsorientiert sowohl materiell als auch verfahrenstechnisch vor-
bereitet ist bzw. weiterzuentwickeln ist.
Im ersten Impulsstatement breitete Dr.-Ing. Klaus Dieterle, SV Gebäudeversicherung,
Karlsruhe, den Fächer möglicher Technikrisiken aus. Im zweiten Impulsstatement, das we-
gen kurzfristiger Erkrankung des vorgesehenen Referenten Ltd. Regierungsdirektor Dr. Fritz
Heidland, Regierungspräsidium Freiburg, von Verbandsdirektor. i.R. Dr. Otto Goedecke,
München, vorgetragen wurde, standen vor allem die Regelungen von Raumordnung und
Landesplanung zur Risikovorsorge im Vordergrund.
Die Arbeitsgruppe diskutierte zunächst die Frage, wie durch eine Gruppenbildung von
Risiken mit etwa ähnlichen Schadensbildern, mit vergleichbaren Eintrittswahrscheinlichkeiten,
mit objektiv vorhandenen oder subjektiv empfundenen Risiken oder mit ähnlichen Ausbrei-
tungsmustern von Schäden die planerische Vorsorge erleichtert werden könnte. Einig war
sich die Arbeitsgruppe, dass damit zumindest das notwendige Monitoring, die Kartierung
oder das Führen von Risikokatastern wesentlich erleichtert würde. Ob allerdings diese Instru-
mente zu einer dezidierten Berichtspflicht der Planung erweitert werden sollten, blieb offen
angesichts der Wirkungen solcher Informationen auf Politik und Öffentlichkeit, da mit der
Beschreibung eines Risikos immer eine auch subjektive Bewertung hinsichtlich ihres Gefähr-
dungsgrades (Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadenshöhe) verbunden sei.
In diesem Zusammenhang wurde auch diskutiert, wie weit private und staatliche Haftung
gehen sollte, um einerseits Fehlanreize (Mitnahmeeffekte, free rider) zu vermeiden und ande-
rerseits private Vorsorge, z.B. über Versicherungen, zu stärken. Entsprechende Kombinationen
von Informationen über die Risikobehaftung und darauf bezogen entsprechende Haftungsaus-
schlüsse des Staates für bestimmte Gefahrensituationen und gefährdete Räume seien dazu
durchaus geeignete Mittel. Dabei sei allerdings grundsätzlich zu unterscheiden zwischen neu
entstehenden Gefährdungspotenzialen (Neuanlagen) und den vorhandenen Beständen (Al-
tanlagen). Für neu entstehende Anlagen sei es vergleichsweise einfach, das Risiko nach Eintritts-
wahrscheinlichkeit und möglicher Schadenshöhe durch die Instrumente der räumlichen Pla-
nung vorsorgend zu begrenzen. Dabei könnten auch gerade die möglichen Kumulschäden, die
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insbesondere in Agglomerationen von Bedeutung sind und die durch die technischen Sicher-
heitsvorschriften für die Einzelanlage nicht erfasst werden, mit einbezogen werden. Dagegen
bildeten die Gefahren der Altanlagen mit dem Bestandsschutz für die anliegenden, vorhande-
nen Nutzungen in Kommune und Region ein nicht in kurzer Zeit zu lösendes Problem. So sei
der Umgang mit möglichen Schäden vorwiegend im Fachplanungsrecht geregelt, die Raum-
ordnung könne diese Regelungen eigentlich nur registrierend übernehmen. Hier sei allerdings
langfristig eine Situationsänderung möglich, wie erste Erfahrungen mit dem neuen Instrument
der raumordnerischen Verträge zeigten. Letztlich bleibe häufig jedoch nur die Möglichkeit,
eintretende Schäden über die Abstimmung von Katastrophenplänen zwischen Betrieben und
kommunalen Einrichtungen zu begrenzen.
Einen breiten Raum nahmen auch die Diskussionen über die Eignung von vorhandenen
Instrumenten und Verfahren der räumlichen Planung auf der Landes-, Regional- und Kommu-
nalebene ein, materiell notwendige Inhalte zur Vorsorge gegenüber Technikrisiken zu imple-
mentieren. Mehrere Beispiele aus Ländern und Kommunen zeigten dazu sowohl die Mög-
lichkeiten als auch die Grenzen der Raumordnung auf, nicht nur nachträglich zu reagieren,
sondern bereits vorausschauend zu agieren. Die Raumordnung sei vorwiegend auf das Ma-
nagement der Flächennutzung ausgerichtet, sei also für eine holistische Behandlung techni-
scher Risiken zunächst nicht geeignet. Zu überlegen bleibe jedoch, ob durch Einbeziehung
z.B. finanztechnischer Instrumente bei der Schadensregulierung oder informatorischer Vor-
aussetzungen bei versicherungstechnischen Lösungen die Möglichkeiten der Raumordnung
ausgebaut werden sollten.
Einigkeit bestand jedoch darin, bereits vorhandene Möglichkeiten des Baugesetzbuches
und des ROG in den Ländern verstärkt zur Risikovorsorge zu nutzen. Insbesondere Instru-
mente wie z.B. Vorrang- und Vorbehaltsgebiete oder auch die Verfahren und Vorschriften zur
Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange eigneten sich durchaus, dem Gedanken der
Risikovorsorge Rechnung zu tragen. Siedlungsbeschränkungsbereiche, Zonierungen, Ab-
standsregeln oder Gefährdungsradien bei Standorten mit unterschiedlichen Gefährdungs-
potenzialen, die aus anderen fachbezogenen Rechtsvorschriften, z.B. des Emissionsrechts
oder aus dem EU-Recht, übernommen werden, könnten entsprechend noch als zusätzliche
Instrumente entwickelt und genutzt werden. Auch das im ROG inzwischen vorgesehene
Instrument des raumordnerischen Vertrages eigne sich besonders, da es öffentliche und
private Risikovorsorge verbinden könne. Der Bezug auf die Sozialbindung des Eigentums
biete ebenfalls die Möglichkeit, vorsorgend in die Genehmigung von Flächennutzungen mit
Risikobehaftung und ihre Verteilung im Raum einzugreifen. Hier entstünde jedoch eine
weitere Abwägungsaufgabe für die Raumordnung, was in der Öffentlichkeit und in der
planenden Verwaltung möglicherweise wieder zu Akzeptanzproblemen führen könnte.
Mit der zusammenfassenden Bemerkung, dass durch Raumordnung auf der Ebene der
Länder, der Regionen und der Kommunen heute bereits durchaus Risikovorsorge betrieben
werden könne, jedoch auch neue Wege, neue Instrumente und neue Verfahren in Richtung
einer stärkeren Umsetzungsorientierung sinnvoll seien, mit einem Appell an Politik und
öffentliche Verwaltung, der Öffentlichkeit die Gefährdungen in unserer hoch technisierten
Gesellschaft stärker bewusst zu machen, sowie mit einem Dank an die Teilnehmer der
Arbeitsgruppe schloss der Moderator Schmitz die Sitzung.
